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Behördenzuständigkeit 

§ 12. (1) Soweit sich aus diesem Bundesgesetz keine Zuständigkeit des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie, des Landeshauptmannes oder der Regulierungsbehörden ergibt, ist 
die Bezirksverwaltungsbehörde als Behörde zuständig für: 

 1. alle Angelegenheiten der nicht-öffentlichen Eisenbahnen einschließlich des Verkehrs auf nicht-
öffentlichen Eisenbahnen; 

 2. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung, über Anträge nach § 32d 
und über Anträge auf Erteilung der Betriebsbewilligung, jeweils für Schienenfahrzeuge, die 
ausschließlich zum Betrieb auf nicht-öffentlichen Eisenbahnen bestimmt sind; die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des Antragstellers; 

 3. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung und über Anträge nach 
§ 33c, jeweils für eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen, die ausschließlich dem Betrieb 
einer nicht-öffentlichen Eisenbahn oder dem Verkehr auf einer nicht-öffentlichen Eisenbahn 
dienen; die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des Antragstellers; 

 4. die Entscheidung über Anträge nach § 21 Abs. 6 und die Angelegenheiten des § 21 Abs. 8 
solcher Eisenbahnunternehmen, die ausschließlich nicht-öffentliche Eisenbahnen betreiben. 

(2) Soweit sich aus diesem Bundesgesetz keine Zuständigkeit des Bundesministers für Verkehr, 
Innovation und Technologie oder der Regulierungsbehörden ergibt, ist der Landeshauptmann als Behörde 
zuständig für: 

 1. alle Angelegenheiten der Nebenbahnen einschließlich des Verkehrs auf nicht vernetzten 
Nebenbahnen; 

 2. alle Angelegenheiten der Straßenbahnen einschließlich des Verkehrs auf Straßenbahnen; 

 3. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung, über 
Anträge nach § 31g und über Anträge auf Erteilung der Betriebsbewilligung, jeweils für 
Eisenbahnanlagen oder nicht ortsfeste eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen, die über 
den Betrieb einer Nebenbahn oder Straßenbahn oder dem Verkehr auf einer Nebenbahn oder 
Straßenbahn hinaus auch dem Betrieb einer nicht-öffentlichen Eisenbahn oder dem Verkehr auf 
einer nicht-öffentlichen Eisenbahn, jedoch nicht dem Betrieb von Hauptbahnen oder dem 
Verkehr auf Hauptbahnen dienen; 

 4. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung, über Anträge nach § 32d 
und über Anträge auf Erteilung der Betriebsbewilligung, jeweils für Schienenfahrzeuge, die 
sowohl zum Betrieb auf Nebenbahnen oder Straßenbahnen, als auch zum Betrieb auf nicht-
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öffentlichen Eisenbahnen, jedoch nicht zum Betrieb auf Hauptbahnen bestimmt sind; die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des Antragstellers; 

 5. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung und über Anträge nach 
§ 33c, jeweils für eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen, die über den Betrieb einer 
Nebenbahn oder dem Verkehr auf einer Nebenbahn hinaus auch dem Betrieb einer nicht-
öffentlichen Eisenbahn, jedoch nicht dem Betrieb von Hauptbahnen oder dem Verkehr auf 
Hauptbahnen dienen; die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des 
Antragstellers; 

 6. die Entscheidung über Anträge nach § 21 Abs. 6 und die Angelegenheiten des § 21 Abs. 8 
solcher Eisenbahnunternehmen, die sowohl Nebenbahnen oder Straßenbahnen, als auch nicht-
öffentliche Eisenbahnen, jedoch nicht Hauptbahnen betreiben. 

 7. die In-Eid-Nahme oder die Ermächtigung zur In-Eid-Nahme von Eisenbahnaufsichtsorganen 
solcher Eisenbahnunternehmen, die ausschließlich Neben- oder Straßenbahnen betreiben.“ 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ist als Behörde zuständig für: 

 1. alle Angelegenheiten der Hauptbahnen; 

 2. folgende Angelegenheiten von vernetzten Nebenbahnen: 

 a) die Entscheidung über Anträge nach §§ 14a, 14c, 14d, § 21a Abs. 3, § 25 und § 28 Abs. 1; 

 b) die Erklärung nach § 28 Abs. 6; 

 c) die Entziehung der Konzession gemäß § 14e; 

 3. folgende Angelegenheiten von nicht vernetzten Nebenbahnen: 

 a) die Entscheidung über Anträge nach §§ 14a, 14c, 14d und § 28 Abs. 1; 

 b) die Erklärung nach § 28 Abs. 6; 

 c) Entziehung der Konzession gemäß § 14e; 

 4. folgende Angelegenheiten von Eisenbahnverkehrsunternehmen: 

 a) Entscheidung über Anträge nach § 21 Abs. 6 und § 21a Abs. 3; 

 b) für die in den §§ 13 Abs. 2, 19a, 19b Abs. 2, 21 Abs. 8, 22 Abs. 4 und 7, 26, 27 und 30 Abs. 2 
geregelten Angelegenheiten; 

 5. folgende Angelegenheiten von solchen Eisenbahninfrastrukturunternehmen, die sowohl 
Hauptbahnen als auch vernetzte Nebenbahnen betreiben: 

 a) Ausstellung, Neuausstellung und der Entzug von Sicherheitsgenehmigungen; 

 b) Mitteilung gemäß § 38d; 

 c) Vorlage des Sicherheitsberichtes gemäß § 39d; 

 6. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung, über 
Anträge nach § 31g und über Anträge auf Erteilung der Betriebsbewilligung, jeweils für 
Eisenbahnanlagen oder nicht ortsfeste eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen, die über 
den Betrieb von oder den Verkehr auf einer Hauptbahn hinaus auch dem Betrieb von oder dem 
Verkehr auf einer Nebenbahn, einer Straßenbahn oder einer nicht-öffentlichen Eisenbahn dienen; 

 7. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung, über Anträge nach § 32d 
und über Anträge auf Erteilung der Betriebsbewilligung, jeweils für Schienenfahrzeuge, die 
sowohl zum Betrieb auf Hauptbahnen, als auch zum Betrieb auf Nebenbahnen, Straßenbahnen 
oder nicht-öffentlichen Eisenbahnen bestimmt sind; 

 8. die Entscheidung über Anträge auf Erteilung der Bauartgenehmigung und über Anträge nach 
§ 33c, jeweils für eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen, die über den Betrieb einer 
Hauptbahn oder dem Verkehr auf einer Hauptbahn hinaus auch dem Betrieb von oder dem 
Verkehr auf einer Nebenbahn, einer Straßenbahn oder einer nicht-öffentlichen Eisenbahn dienen; 

 9. die Entscheidung über Anträge nach § 21 Abs. 6 und die Angelegenheiten des § 21 Abs. 8 
solcher Eisenbahnunternehmen, die über den Betrieb einer Hauptbahn hinaus auch Nebenbahnen, 
Straßenbahnen oder nicht-öffentliche Eisenbahnen betreiben; 

 10. die In-Eid-Nahme oder die Ermächtigung zur In-Eid-Nahme von Eisenbahnaufsichtsorganen 
solcher Eisenbahnunternehmen, die über den Betrieb von Hauptbahnen hinaus auch 
Nebenbahnen oder Straßenbahnen betreiben. 

(4) Wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen 
ist, kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie den örtlich zuständigen 
Landeshauptmann im Einzelfall zur Wahrnehmung seiner Aufgaben und Befugnisse ermächtigen, 
insbesondere 
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 1. zur Durchführung des Baugenehmigungsverfahrens; 

 2. zur Durchführung des Betriebsbewilligungsverfahrens; 

 3. zur Durchführung der Verfahren gemäß den §§ 42 und 43. 

(Anm.: Z 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 38/2004) 


